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Hochschulrahmenplan 

Folgen für Etat der 
Uni nicht abzusehen 
Keine 30-Millionen-Mark-Rate für das BIS 
Noch nicht abzusehen sind die Konsequenzen für den Universitäts­
haushalt, nachdem die zweite Rate für den Aufbau des Bücher­
grundbestandes der Bibliothek in Höhe von 30 Millionen Mark 
entgegen ausdrücklichen Versprechungen der Landesregierung 
nicht für die Hochschulrahmenplanung angemeldet sind. Nach Aus­
sagen der Bibliothek müssen bereits 1984 drei Millionen Mark aus 
dem Sachetat der Universität - der Titelgruppe 71 - finanziert 
werden, um nur den laufenden Bedarf zu decken. Das entspricht 
ziemlich genau der Summe, die zur Zeit insgesamt für Lehre und 
Forschung in der Titelgruppe 71 zur Verfügung steht. 

Bisher konnte und kann die Universi­
tät Bücher und Zeitschriften aus Mit­
teln der Hochschulbaugesellschaft 
(HBG) finanzieren. Diese Mittel 
wurden zur Verfügung gestellt, um 
einen Büchergrundbestand aufzu­
bauen, der die Bezeichnung Universi­
tätsbibliothek verdient. Daß aller­
dings die erste Rate von ebenfalls 30 
Millionen Mark, die spätestens En­
de nächsten Jahres verbraucht sein 
dürfte, dafür nicht ausreichen wird, 
wurde bisher von niemandem bezwei­
felt - auch vom Wissenschaftsmini­
sterium nicht. Noch Anfang letzten 
Jahres erhielt die Universität ein vom 
damaligen Wissenschaftsminister 
Prof.Dr. Eduard Pestel unterzeichne­
tes Schreiben, in dem es hieß: „Da 
eine angemessene Ausstattung Ihrer 
Universitätsbibliothek mit Büchern 
unbedingt erforderlich ist, kann mit 
den im 10. Rahmenplan nach dem 
HBFG vorgesehenen Mitteln der 
Aufbau Ihrer Bibliothek nicht been­
det sein. Es ist daher für die Landes-
anmcldung zum 11. Rahmenplan ein 
zweiter Beschaffungsabschnitt des 
Büchergrundbestandes vorgesehen. 
Hierfür werde ich mich bei den vor­
aussichtlich im Sommer 1981 anste­
henden Entscheidungen über den In­
halt der Landesanmeldung zum 11. 
Rahmenplan einsetzen." 

Jetzt ist davon nicht mehr die Rede. 
Die Pläne der Regierung weisen keine 
Mark für den Büchergrundbestand 
auf, wobei allerdings bei einer positi­
ven Entscheidung des Kabinetts noch 
keineswegs sicher wäre, ob die Mittel 
auch tatsächlich zur Verfügung ge­
stellt würden. Denn der Bund, der 50 
Prozent der Hochschulbaukostcn 
tragen soll, ist fest entschlossen, sich 

Neuer Dekan 

soweit wie möglich aus dem Hoch­
schulbau herauszuziehen. Insofern 
ist die Aussage der Regierung, die 
zweite Rate mit in mögliche spätere 
Anmeldungen aufzunehmen, kein 
Trost. Denn je mehr Zeit ins Land 
geht, desto geringer werden die 
Chancen, auch nur einen Bruchteil 
der vorgesehenen 30 Millionen Mark 
zu sichern. 
Auf jeden Fall wird die Universitäts­
bibliothek schon bei erheblichen Ab­
strichen der bisher fest eingeplanten 
Mittel in ihrem Aufbau auf halbem 
Wege stecken bleiben. Als Bü­
chergrundbestand war die Anschaf­
fung von 1.5 Millionen Bänden anvi­
siert, das Volumen der Zeitschriften-
abonnements sollte sich bei 9.000, 
einpendeln. Tatsächlich stehen in den 
Regalen der Bibliothek jetzt 600.000 
Bände und 4.800 Zeitschriften. Allein 
die Zeitschriften verschlingen jähr­
lich 1,2 Millionen Mark. gh 

Spareffekt 
Man kann sagen, was man will: Wenn 
die Landesregierung spart, packt sie 
das Problem an der Wurzel. Denn es 
sind ja nicht nur die 30 Millionen 
Mark, die dem Rotstift zum Opfer fal­
len. Stellenanfordcrungen des BIS 
werden hinfällig, weil der Arbeitsan­

fall erheblich geringer sein wird, was 
vielleicht auch noch Appetit auf Stel­
lenstreichungen macht. Ebenso leuch­
tet ein, daß der Raumbedarf überprüft 
werden muß. Gerade noch rechtzeitig 
könnte der BIS-Neubau am öhlhorns-
weg so eine Umwidmung erfahren. 
Vielleicht ist dort der langgehegte 
Wunsch der Sportwissenschaftler nach 
einer Eisbahn zu realisieren. gh 

Kosmonautin in 
im Fachbereich 8 der Universität 

& 

Am 1. April wird 
Prof. Dr. Klaus 
Hinsch (Bild) neu­
er Dekan im 
Fachbereich 8 
(Physik). Hinsch 
lost Prof. Dr. 
Karlheinz Maier 
ab, der nach einjähriger Tätigkeit von 
seinem Amt wegen Arbeitsüberlastung 
zurücktrat. Hinsch (40) wurde im 
Herbst 1978 an die Universität Olden­
burg berufen. Vorher war er wissen­
schaftlicher Assistent im dritten Physi­
kalischen Institut der Universität Göt­
tingen. Forschungsschwerpunkt des 
Physikers ist die Holographie. 

Am 8. März be­
suchte die sowjeti­
sche Kosmonau­
tin Valentina Te-
reschkowa im 
Rahmen ihres Ol­
denburg-Aufent­
haltes auch die 
Universität. Dabei besichtigte sie u.a. 
auf dem Standort Wechloy das Ener­
gielabor. Frau Tereschkowa, die sich 
als erste Frau der Welt 1963 in den 
Weltraum schießen ließ, hat heute in 
der UDSSR zahlreiche Funktionen: 
U.a. ist sie Mitglied im Obersten 
Sowjet und im Zentralkomitee der 
KPDSU. 

Ossietzky-Tage '82 

Militärische 
Das Programm für die Ossietzky-
Tage 1982 am 3. und 4. Mai mit 
dem Titel „Militärische Einflüsse 
auf die Wissenschaft und militäri­
sche Anwendung ihrer Ergebnis­
se" nimmt feste Strukturen an. 
Am Vormittag des 4. Mai wird 
Professor Dr. Armin Herrmann 
(Stuttgart) über das Thema „Ent­
wicklung und Einsatz der wissen­
schaftlichen Waffen in der Zeit 
der Weltkriege" sprechen. Über 
„Erkenntnistheoretische Aspekte 
des Verhältnisses von Wissen­
schaft und Militär" hält Otto Ull­
rich (Berlin) einen Vortrag. Am 
Nachmittag werden drei Arbeits­
gruppen gebildet, für die mehrere 
auswärtige Referenten und jeweils 
ein Co-Referent aus der Universi­
tät Oldenburg gewonnen wurden. 
Arbeitsgruppe A: Biologie/Che-
mie/Pharmalogie. Arbeitsgruppe 
B: Mathematik/Physik/Informa­
tik. Arbeitsgruppe C: Psycholo-

Einflüsse 
gie, Verhaltensforschung, Medi­
zin. 

Mit einer Podiumsdiskussion zum 
Thema „Perspektive einer Frie­
dens- und Sicherheitspolitik" soll 
das Symposium beschlossen wer­
den. Podiumstcilnehmer sind Ge­
neralmajor a.D. Gerd Bastian 
(Würzburg), Andreas Zumach 
von der Aktion Sühnezeichen 
(Berlin), das Mitglied des Vertei­
digungsausschusses Horst Jung­
mann (SPD) und ein noch nicht 
benannter Vertreter der CDU. 
Am Abend zuvor - am 3. Mai -
findet eine weitere Veranstaltung 
u.a. mit dem Frankfurter Profes­
sor Dr. Walter Fabian, einem 
Autor der „Weltbühne" und Mit­
streiter Ossietzkys, statt. Fabian 
will über seine Begegnungen mit 
Ossietzky und überdie Bedeutung 
des Friedensnobelpreisträgers 
auch für die heutige Zeit sprechen. 

Freytag im 
neuen Landtag 
Professor Dr. 
Hans-Ludwig 
Freytag, Hoch­
schullehrer im 
Fachbereich 3, 
wurde als FDP-
Kandidat in den 
neuen Landtag 
gewählt. Freytag ist nach dem Histo­
riker Professor Dr. Joist Grolle, der 
Hamburger Schulsenator ist und nie­
dersächsischer Wissenschaftsmi ni­
ster war, der zweite Oldenburger 
Hochschullehrer, der sich erfolgreich 
in der Landespolitik engagiert. In 
seinem Wahlkreis Oldenburg-Land 
kam die FDP auf 12,6 Prozent gegen­
über 9,4 Prozent 1978. 
Freytag kümmert sich insbesondere 
um die Wirtschaftspolitik seiner Par­
tei. Hier liegen auch die Schwerpunk­
te seiner Forschungen. U.a. leitet er 
ein vom Bundesforschungsministe­
rium finanziertes Projekt „Bedin-
gungsstrukturen kleinerer und mitt­
lerer Unternehmen in peripheren. 
strukturschwachen Regionen". 

Hochschulpolitische Gruppen gegen 
disziplinarische Vorermittlungen 
Weisung des Wissenschaftsministers im Fall Heike FIeßner kritisiert 
Die Weisung des Niedersächsischen Wissenschaftsministers an die 
Universität Oldenburg, gegen die Studienleiterin im Fachbereich 1, 
Dr. Heike FIeßner, Vorermittlungen wegen ihrer Kandidatur für die 
DKP bei den Kommunalwahlen im Herbst vergangenen Jahres zu 
führen, ist in der Universität auf breite Ablehnung gestoßen. Bei 
einem Treffen der hochschulpolitischen Gruppierungen sprach sich 
die Mehrheit dafür aus zu überprüfen, ob die Weisung des Ministers 
überhaupt rechtens ist. 

Inzwischen liegt eine Stellungnahme 
der Professoren Dr. Thomas Blanke 
und Dr. Dieter Sterzel vor. Darin be­
zweifeln die beiden Juristen u.a. die 
Bindungswirkung 
des sogenannten 
Peter-Urteils des 
Bundesverwal­
tungsgerichts, weil 
dieses Urteil weit 
über ein Urteil 
des Bundesverfas­
sungsgerichts zum Radikalenerlaß 
aus dem Jahre 1975 hinausgehe. Auf 
das Peter-Urteil hatte sich der Wis­
senschaftsminister bei seiner Wei­
sung an den Präsidenten berufen und 
ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die disziplinarischen Vorermitt­
lungen gegen Frau FIeßner auf dieser 
Basis zu erfolgen hätten. Der Präsi­
dent soll dem Minister bis zum 21. 
April über das Ergebnis seiner Vorer­
mittlungen berichten. 
Der Fall Heike FIeßner ist der erste 
einer Reihe von weiteren Fällen, die 
wahrscheinlich folgen werden. Ende 
1981 hatte nämlich die Landesregie­
rung nach einer Initiative des Olden­
burger CDU-Abgeordneten Josef 
Dierkes angekündigt, sie werde ge­
gen 23 Beamte, die als DKP-Kandi­
daten bei den Kommunal wahlen auf­
getreten seien, disziplinarische Vor­
ermittlungen ergreifen. Dies gelte 
auch für einen Beamten, der für die 
NPD kandidiert habe. 
Schon die Ankündigung hatte die 
Gremien der Universität auf den Plan 
gerufen. Der Fachbereichsrat 1, der 

Senat und das Konzil lehnten in ein­
stimmigen bzw. mit großen Mehrhei­
ten gefaßten Beschlüssen die Haltung 
der Landesregierung ab - u.a. mit der 
Begründung, daß disziplinarische 
Maßnahmen gegen Beamte und Ange­
stellte, denen allein ihre Kandidatur 
für die DKP vorgeworfen werde, 
nach wie vor verfassungsrechtlich 
bedenklich seien. Fachbereichsrat 
und Senat stellten fest, das angekün­
digte Disziplinarverfahren würde im 
Ausland erneut Zweifel an der Ver­
ankerung demokratischer Prinzipien 
in der Bundesrepublik Deutschland 
nähren. Im Innern würden sich die 
schon vielfach vorfindbaren Ängste 
vor politischen Auseinandersetzun­
gen noch weiter vergrößern und die 
bei vielen Jugendlichen verbreitete 
Entfremdung von der politischen 
Ordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland verstärken. Gerade die­
jenigen, die mit den politischen Zie­
len der DKP nicht übereinstimmten, 
befürchteten, daß die notwendige po­
litische Auseinandersetzung mit der 
DKP durch solche Maßnahmen er­
heblich erschwert werde. Über die 
Betroffene heißt es wörtlich: „Frau 
Dr. FIeßner ist seit mehr als zehn 
Jahren an der Universität bzw. vor­
her an der Pädagogischen Hochschu­
le in Oldenburg tätig. Ihre Arbeit in 
Lehre und Forschung gibt keinen 
Anlaß für disziplinarische Maßnah­
men. Inzwischen hat auch der GEW-
Landesverband Niedersachsen un­
ter der Überschrift „Die niedersächsi­
sche Landesregierung will das passi­

ve Wahlrecht einschränken" eine Un­
terschriftensammlung gegen „eine 
weitere Verschärfung der Berufsver­
botspraxis in Niedersachsen" gestar­
tet. Ihr Vorsitzender Dieter Galas 
erklärte dazu, der GEW-Aufruf be­
deute keine Identifizierung mit den 
politischen Auffassungen der DKP. 
Politische Auseinandersetzungen dür­
fen aber nicht administrativ, sondern 
müßten politisch geführt werden. 
Auch die SPD und FDP hatten die 
Haltung der Landesregierung kriti­
siert. Der rechtspolitische Sprecher 
der FDP, der Stader Rechtsanwalt 
Fischer, sah in der Dierkes-Initiative 
einen Beleg für die Illiberalität der 
CDU. gh 

Keine neuen Stellen 
für die Hochschulen 
In der gesamten Landesverwaltung 
soll es im kommenden Jahr keine ein­
zige neue Stelle geben. Keine Aner­
kennung fanden damit im Kabinett 
auch die Forderungen aus dem Wis­
senschaftsministerium für die Ein­
richtung von 120 neuen Stellen im 
Hochschulbereich. 

3. Studienabschnitt: 

Zuordnungen 
für die Schule 
Am 15. April veröffentlicht das 
Zentrum für pädagogische Be­
rufspraxis (ZpB) den vorläufigen 
Zuordnungsvorschlag (VZV) für 
das unterrichtspraktische Halb­
jahr, das für den dritten Studien­
abschnitt am 1. Februar 1983 be­
ginnt. Eine Informationsveran­
staltung, bei der Formulare für 
Änderungswünsche ausgegeben 
werden, beginnt am 23. April um 
14.00 im Hörsaal B. 
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Bevölkeningswachstum muß nicht zum 
erfiöhten Heizungsenergiebedarf führen 
Oldenburger Untersuchung zu Energiesparmaßnahmen im Nordwestraum 
Bevölkerungswachstum und ein wei­
terer Anstieg der durchschnittlichen 
Wohnungsgröße müssen nicht not­
wendig zu erhöhtem Heizungsener­
giebedarf führen. Im Gegenteil. 
Wenn alle wirtschaftlichen Energie­
einsparungsmöglichkeiten ausge­
nutzt werden, kann mit sinkendem 
Heizungsenergiebedarf gerechnet 
werden. Diese Auffassung vertrat der 
Oldenburger Wirtschaftswissen­
schaftler Professor Dr. Wolfgang 
Pfaffenberger, der an der Universität 
das Forschungsprojekt „Energieein­
sparung und Wirtschaftspolitik" lei­
tet und jetzt erste Ergebnisse einer 
Umfrage in 4000 Haushalten der We-
ser-Ems-Region über energiesparen­
de Maßnahmen im Wohnungsbe­
reich vorlegte. Danach kann der Hei­
zungsenergiebedarf, so Pfaffenber­
ger, im Nordwestraum von derzeit 
etwa 900.000 Tonnen Öl auf knapp 
400.000 reduziert werden. 
Insgesamt sind nach den Untersu­
chungen des Projektes seit der Ölkri­
se 1973/74 im großen Umfang Ener­
giesparmaßnahmen von den Haus­
halten vorgenommen worden. Insbe­
sondere konzentrierten sie sich auf 
die Bereiche der Isolierverglasung 
und der Heizkörperthermostate. In 
den Jahren 1973 - 1980 wurden in 39 
Prozent aller Wohnungen Isolierver-
glasungen vorgenommen, was nach 
Pfaffenberger allerdings nicht allein 
mit Energiesparmotiven zu erklären 
sei. Lärmschutz und Verbesserung 
des Raumklimas durch Verminde­
rung von Zugluft spielten bei dieser 
Investitionsentscheidung eine erheb­
liche Rolle. 

31 Prozent der Haushalte ließen sieh 
Heizungsthermostate einbauen. Im­
merhin noch in 19 Prozent der Woh­
nungen wurde eine Wärmedämmung 
des Daches bzw. der obersten Ge­
schoßdecke vorgenommen. Die wir­
kungsvollste Energieeinsparungs­
möglichkeit, die Dämmung der 
Außenwände, nutzten nur neun Pro­
zent der Haushalte. Diese vergleichs­
weise geringe Beachtung deutet nach 
Pfaffenberger darauf hin, daß im all­
gemeinen der Informationsstand 
über effektive Maßnahmen nicht aus­

reiche. Denn auch in den Jahren 1980 
bis 1982 planten lediglich neun Pro­
zent die Außenwanddämmung, wäh­
rend Isolierverglasung (23 Prozent) 
und Wärmedämmung von Dach und 
Decke (17 Prozent) weiter oben stün­
den. 

Fast die Hälfte der Besitzer von Ei­
genheimen und Wohnungen plante 
für 1980 bis 1982 keinerlei Maßnah­
men. Vor allem von ungelernten Ar­
beitern und Rentnern wurde dies mit 
mangelnden finanziellen Mitteln be­
gründet. Pfaffenberger wies in die­
sem Zusammenhang darauf hin, daß 
die staatlichen Förderungsmaßnah­
men - Zuschüsse und Steuererleichte­
rungen - besonders von höheren An­
gestellten und Beamten ausgeschöpft 
worden seien und werden. Ungelern­
te Arbeiter und Rentner hätten dage­
gen vergleichsweise selten staatliche 
Förderungsmittel in Anspruch ge­
nommen. Um derart unerwünschte 
Verteilungseffekte zu vermeiden, 
müsse das Förderungsinstrumenta­
rium mehr nach sozialen Gesichts­
punkten ausgerichtet werden, zumal 
der Anteil für Energieausgaben umso 
höher liege, je niedriger das Haus­
haltseinkommen sei. Bei gering ver­
dienenden Haushalten betrage es 
zum Teil über zehn Prozent. 
Ursache dafür ist u.a. auch die Tatsa­
che, daß am seltensten Energiespar­
investitionen in großen Mietwohn­
blocks getätigt werden, in denen vor 
allem Familien mit unterdurch­
schnittlichen Haushaltseinkommen 
leben. Insgesamt neigen Wohnungs­
vermieter oder entsprechende Gesell­
schaften erheblich weniger dazu, für 
Energieeinsparungen etwas zu tun. 
Im Eigenheimbereich ist der Anteil 
der Wohnungen mit Energiesparin­
vestitionen rund doppelt so hoch wie 
im Mietwohnungssektor. 

Weitere Ergebnisse 
der Untersuchungen 

Der Anteil der mit Gas heizenden 
Haushalte hat sich in den 70er Jahren 
deutlich vergrößert. In der Weser-
Ems-Region stieg er in den Jahren 

Kolloquium „Metapher" 
Im Sommer wird das sprachwissen­
schaftliche Kolloquium, fürdas Prof. 
Dr. Joseph P. Calbert {FB 2) verant­
wortlich zeichnet, fortgesetzt. Im ein­
zelnen sind folgende Vorträge, die 
von allen Interessierten besucht wer­
den können, vorgesehen (alle Veran­
staltungen finden jeweils um 14.00im 
VG 406 statt). 

Fr, 7.5.82 Prof.Dr. W. Paprotte(Uni 
Münster) „Metapherein - ein Prinzip 
kindlicher Bedeutungen" 
Fr. 21.5.82 Prof.Dr. Gottwald (Uni 
Oldenburg) ,,'Sprachspiele' und psy­
chologische Theorien: Ein Versuch 
über 'Grenzen' der Sprache" (Eine 
funktionale Analyse einiger von L. 
Wittgenstein verwandter Metaphern 
der Sprache) 

Fr. 28.5.82 Prof.Dr. Zimmer (Uni 
Münster) „Gibt es eine gemeinsame 
Erfahrung für „Hörer", „Fühler" und 
„Seher"?" (Über den Zusammenhang 
zwischen subjektiver Realität und 
dem Sprechen darüber) 
Fr. 4.6.82 Prof.Dr. G. Tracy (Uni of 
Western Ontario Kanada / Berlin) 
„Metaphern in der Musik" 
Fr. 18.6.82 Prof.Dr. K. Gloy (Uni 
Oldenburg) „Deutungsschemata von 
Institutionen. Zur Pragmatik sozia­
ler Topik". 

Fr. 2.7.82 Abschlußdiskussion: 
(Vorsitz: Prof. Calbert) „Metapher: 
Wirklichkeitsnähe oder Entfrem­
dung der Wissenschaft". 
Soweit wie möglich sind Arbeitspa­
piere zu den Vorträgen jeweils eine 
Woche im voraus in der Fachbe­

reichsbibliothek des FB 2, VG 101, 
erhältlich. Nähere Auskünfte: Prof. 
Dr. Joseph P. Calbert, Tel.: 7982343. 

Keine Berufung 
gegen Brückner 
Der Niedersächsische Wissenschafts­
minister wird in dem Disziplinarver­
fahren gegen Professor Dr. Brückner 
gegen das Urteil der Disziplinarkam­
mer bei dem Verwaltungsgericht 
Hannover vom 9.10.1981 keine Be­
rufung bei dem Niedersächsischen 
Disziplinarhof einlegen. 

Stipendium 
An deutsche Graduierte für das Stu­
dium am Europa-Kolleg Brügge, Bel­
gien, vergibt der Deutsche Rat der 
Europäischen Bewegung, Bachstraße 
32, 5300 Bonn 1, Stipendien. Bewer­
bungsschluß: 30. April 1982. 

ZpB-Materialien 
Das ZpB hat einen Prospekt heraus­
gegeben, in dem alle noch vorrätigen 
Publikationen der verschiedenen 
Reihen angeboten werden. Die dort 
enthaltenen Preise gelten allerdings 
nur bei direkter Abholung beim ZpB 
(Verkaufszeiten: mittwochs und frei­
tags 10.30- 12.00, donnerstags 13.30 
bis 16.00). Außerdem werden die 
ZpB-Publikationen auch über den 
„Versand Wissenschaftlicher Bro­
schüren GmbH", Butjadinger Straße 
330, 29 Oldenburg, angeboten. 

1972 bis 1980 von 25 auflast 60 Pro­
zent, der Anteil der Ölheizungen ist 
dagegen auf unter 30 Prozent gesun­
ken. In diesen Veränderungen des 
Heizungssystems liegt eine wesentli­
che Ursache für den Rückgang des 
Ölverbrauchs. Die Anschaffung neu­
er Gasheizungen hat- angesichts der 
Kosten - darüber hinaus zur Folge, 
daß größere Änderungen im Hei­
zungsbereich (z.B. Einbau von Wär­
mepumpen) erst in fernerer Zukunft 
erfolgen können. 

Die wesentlichen großen elektrischen 
Haushaltsgeräte wie Waschmaschi­
ne, E-Herd, Kühlschrank und Ge­
friergerät sind in 75 bis 98 Prozent 
aller Haushalte zu finden. Ausnah­
men bilden Geschirrspülmaschinen 
und elektrische Wäschetrockner. Sie 
sind bislang nur in 23 bzw. 13 Prozent 
der Haushalte vorhanden. Insgesamt 
ist aufgrund des erreichten Ausstat­
tungsgrades der Haushalte damit zu 
rechnen, daß sich der Elektrizitäts­
verbrauch für stromspezifische Ver­
wendungszwecke rasch einem Sätti­
gungszustand nähert. In diese Rich­
tung wirkt auch der Austausch älte­
rer Haushaltsgeräte durch neue mit 
verbesserter Energienutzung. 

Sofern eine Badewanne vorhanden 
ist, werden wöchentlich pro Person 
ein bis zwei Bäder genommen. Dort, 
wo eine Duschmöglichkeit besteht, 
Wird im Wochendurchschnitt ein- bis 
dreimal pro Person geduscht. Fürdas 
Baden wie für das Duschen gilt, daß 
mit wachsender Haushaltsgröße die 
Zahl der Pro-Kopf-Bäder und -Du­
schen sinkt. Gegenüber früheren Un­
tersuchungen sind grundlegende Ver­
änderungen in den Dusch- und Bade­
gewohnheiten nicht erkennbar. 
Mit der Umstellung der Heizung auf 
Gas war vielfach auch eine Umstel­
lung der Warmwasserversorgung auf 
Gas zu Lasten von Strom und Öl ver­
bunden. Die Haushalte haben damit 
der Tatsache Rechnung getragen, 
daß der Wärmepreis des Erdgases 
unter dem anderer Energieträger lag. 
Weniger häufig hat eine derartige 
Umstellung der Warmwasserversor­
gung in Mietwohnungen stattgefun­
den. Hier dominiert nach wie vor ein­
deutig die dezentrale Warmwasser­
bereitung mit Hilfe von Strom. 

gh 

Chemisches Institut 
nach Oldenburg 
In einem Schreiben hat Oldenburgs 
Oberbürgermeister Dr. Heinrich 
Nicwerth eindringlich an den nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten Al­
brecht appelliert, im Interesse der 
Nordwest-Region seinen Einfluß zu­
gunsten einer Ansiedlung des geplan­
ten Instituts für Elektrochemie in Ol­
denburg gellend zu machen. Nic­
werth wies in diesem Zusammenhang 
auf das seit Jahrzehnten bestehende 
Süd-Nord-Gefälle im wissenschaftli­
chen Bereich im Land Niedersachsen 
hin. Nachdem zunächst der nieder­
sächsische Wissenschaftsminister Jo-
hann-Tö'njes Cassens dem Standort 
Oldenburg gute Chancen eingeräumt 
hatte, hieß es später in Zeitungsmel­
dungen. die Entscheidung sei zugun­
sten Braunschweigs gefallen. 

Neue Regeln für die 
Lehramtsprüfung 
Neue Zulassungsvoraussetzungen 
bei der ersten staatlichen Prüfung für 
das Lehramt an Gymnasien in Ol­
denburg hat der Niedersächsische 
Kultusminister mit Erlaß vom 16. Fe­
bruar in den Fächern Deutsch, Biolo­
gie, Geschichte, Chemie, Sozialkun­
de, Physik, Englisch, Kunst, Mathe­
matik und Musik festgelegt. Sie gel­
len übergangsweise ab sofort, bis 
neue Zulassungsvoraussetzungen 
und inhaltliche Prüfungsanforderun-
gen als Anlage der Prüfungsordnung 
durch einen Erlaß geregelt werden, 
der nach Abschluß der Arbeit der 
Studienreformkommission zu erwar­
ten ist. Merkblätter für die neuen Zu­
lassungsvoraussetzungen in den ein­
zelnen Fächern sind bei den Fachbe­
reichsgeschäftsstellen zu erhalten. 

Methodische Fragwürdigkeiten 
und erhebliche Fehler 
Professor Ströbele kritisierte Energieprogramm 
Im niedersächsischen Energiepro­
gramm 1980 sind starke methodische 
Fragwürdigkeiten und erhebliche 
Fehler enthalten, die eine Überarbei­
tung des Programms dringend erfor­
derlich machen. Diese Auffassung 
vertrat der Wirtschaftswissenschaft­
ler Professor Dr.Dr.habil. Wolfgang 
Ströbele (Universität Oldenburg) in 
einem anläßlich der Cloppenburger 
Wirtschaftsgespräche zum Thema 
„Energiezukunft" gehaltenen Vor­
trag, der demnächst veröffentlicht 
wird. Nach Ströbele ist der progno­
stizierte Energiebedarf durch die 
Landesregierung viel zu hoch ange­
setzt. 

Der Wirtschaftswissenschaftler be­
gründete seine These u.a. damit, daß 
das Energieprogramm Einsparungs­
möglichkeiten zwar stark hervorhe­
be, die prognostizierten Zahlen für 
1990 jedoch davon nicht beeinflußt 
würden. Ebenso werde bei den rege­
nerativen Energiequellen verfahren 
wie Strohöfen, Holzschnitzelfeu­
erungen, Bio-Gas etc. Diese Energie­
quellen, so Ströbele, würden zwar 
auch detailliert behandelt, ihr wirt­
schaftliches Potential aber werde 
nicht in die Prognose aufgenommen, 
obwohl es immerhin eine Millionen 
Tonnen Steinkohleeinheiten (SKE) 
betrage - mehr als die heute in ganz 
Niedersachsen gelieferte Fernwärme. 
Weiter kritisierte Ströbele, daß die 
Strombedarfsprognose für 1990 nur 

dadurch auf so hohe Verbraucherzu­
wächse komme, weil die energiein­
tensive Grundstoff- und Produk­
tionsindustrie - laut Programm - ex­
trem wachsen solle. Diese Industrie 
biete aber in Relation zu anderen 
industriellen Branchen die geringste 
Zahl an Arbeitsplätzen. 
Als gröbsten Fehler machte Ströbele 
die falsche Berechnung der Stromer­
zeugungskapazitäten aus. So seien 
bei den Berechnungen für 1978 die 
vorhandenen Industriekraftwerke 
mit einer Leistung von 1600 Mega­
watt (MW) einfach „vergessen" wor­
den. 

Abschließend meinte der Wirt­
schaftswissenschaftler, bei einer sehr 
konservativen Rechnung mit korrek­
ten Soll- und Ist-Kapazitäten reiche 
eine Größenordnung der Stromer­
zeugungskapazität im Jahre 1990 
von deutlich unter 13.000 MW aus. 
Damit erübrige sich der Bau von ei­
nem zusätzlichen Kernkraftwerk, wie 
es von der Landesregierung gefordert 
würde. Ein zusätzliches K WW würde 
für Niedersachsens Stromwirtschaft 
nur große und teure Überkapazitäten 
entstehen lassen, die letztlich zu La­
sten des Verbrauchers gingen. 
Zur Zeit verfügt Niedersachsen über 
eine Stromerzeugungskapazität von 
10.900 MW, die benötigte Kapazität 
liegt bei etwa 8.800 MW. 1990 soll die 
Kapazität - laut Energieprogramm -
bei etwa 14.000 MW liegen. 

WRK verpflichtet sich zur 
wissenschaftlichen Weiterbildung 
„Weiterbildung ist nicht nur dringli­
cher geworden, vielmehr ist es erfor­
derlich, Weiterbildung an den Hoch­
schulen und unter Mitwirkung der 
Hochschulen noch stärker als Aufga­
be wahrzunehmen und die institutio­
nellen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen." Zu dieser Beurteilung 
kommt die Westdeutsche Rektoren­
konferenz (WRK) in einer jetzt ver­
abschiedeten Stellungnahme mit dem 
Thema „Wissenschaftliche Hoch­
schule und Weiterbildung". Diese 
Arbeit entstand unter wesentlicher 
Mitwirkung des Vizepräsidenten der 
Oldenburger Universität, Professor 
Dr. Hans-Dietrich Raapke, der auch 
Stellvertretender Vorsitzender des 
Arbeitskreises Universitäre Erwach­
senenbildung (AUE) ist. 
Forschung und Lehre seien zwar die 
Hauptaufgabe der Universität und 
dürften nicht vernachlässigt werden; 
gleichwohl sei seit den fünfziger Jah­
ren - zunächst an der Freien Universi­
tät Berlin und an der Universität 
Göttingen - die Erwachsenenbildung 
institutionalisiert worden, wobei die 
jeweilige Universität die inhaltlich­
fachliche Verantwortung getragen 
habe, die Veranstaltungen jedoch 
von den Einrichtungen der Erwach­
senenbildung getragen worden wä­
ren. 

Neuere Bemühungen konzentrieren 
sich nach der WRK-Beschreibung 
auf die weiterbildenden Studiengän­
ge in den Hochschulen und die Wei­
terbildung des nichtwissenschaftli-
chen Personals der Universität. Sie 
stützen sich dabei auf Empfehlungen 
und Beschlüsse der Kultusminister­
konferenz, des Deutschen Bildungs­
rates, des Wissenschaftsrates, den 
Bildungsgesamtplan der Bund-Län­
der-Kommission und das Bundesmi­
nisterium für Bildung und Wissen­
schaft (BMBW). Aktuelle gesetzliche 
Grundlagen wurden zudem durch 
das Hochschulrahmengesetz (HRG) 
und die Landesgesetzgebungen ge­
schaffen. 

Nach der WRK-Studie sollen vier 
verschiedene Formen der wissen­
schaftlichen Weiterqualifizierung 
unterschieden werden: 

• Zusatzstudium in derselben Fa­
chrichtung (z.B. Lehrer der Sekun­
darstufe I zur Sekundarstufe II), 

• Ergänzungsstudium in einer ande­
ren Fachrichtung für eine ergänzende 
und vorrangig berufsbezogene Quali­
fikation (z.B. Gerichtsmediziner), 

• Aufbaustudium zur wissenschaft­
lichen Vertiefung und Erweiterung 
des bisherigen Studiums auch in einer 
anderen Fachrichtung. Es soll „durch 

engen Kontakt zur Forschung insbe­
sondere den wissenschaftlichen und 
künstlerischen Nachwuchs heranbil­
den". 

• Kontaktstudium kann sowohl in 
der Form von Studiengängen mit 
konkreten Abschlüssen als auch in 
kleineren Studieneinheiten angebo­
ten werden, die vornehmlich dazu 
dienen, berufspraktische Erfahrun­
gen zu konzentrieren sowie Spezial­
kenntnisse in bestimmten Bereichen 
zu vermitteln. Es soll die Möglichkeit 
bestehen, das Kontaktstudium neben 
der Berufstätigkeit zu absolvieren. 
Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der 
wissenschaftlichen Weiterbildung im 
Sinne allgemeiner Erwachsenenbil­
dung, für die die Hochschulen schon 
seit mehr als 20 Jahren Erfahrungen 
nachweisen können. Einen besonde­
ren Stellenwert nehmen bei der Koor­
dination die Zentren für wissen­
schaftliche Weiterbildung, so auch in 
Oldenburg, ein. 

Die WRK verspricht sich von dieser 
Öffnung der Universitäten neue Im­
pulse für die Lehrerfahrungen inner­
halb des akademischen Unterrichts, 
andererseits „kann das Verhältnis für 
die Wissenschaft in der Öffentlich­
keit verstärkt werden". 



9. Jre. 5/82 

Kolloquium für 
ausländische 
Studenten in 
Oldenburg 
Erstmals findet im Sommersemester 
1982 ein Kolloquium für Austausch­
studenten und ausländische Studien­
anfänger an der Universität Olden­
burg statt. Organisiert vom Akade­
mischen Auslandsamt in Zusammen­
arbeit mit anderen Hochschulein­
richtungen werden sechs eineinhalb-
stündige Diskussionsveranstaltun­
gen, die jeweils durch kurze Referate 
eingeleitet werden, angeboten. Die 
Reihe beginnt am 21. April 1982, 
15.00, VG 501, mit einer Einführung 
in das Bildungswesen der Bundesre­
publik durch Dr. Klaus Winter. 

Mit dieser Veranstaltungsreihe, die 
ab Wintersemester 1982/83 in ein Be­
treuungsprogramm vor allem für 
Austauschstudenten integriert wer­
den soll, wird tue Absicht verfolgt, 
Probleme aus dem politischen, sozia­
len und kulturellen Leben der Bun­
desrepublik Deutschland zu veran­
schaulichen. 

Zur Zeit bestehen informelle Ab­
kommen über einen Studentenaus­
tausch mit der University of Lanca-
ster und dem Newcastle Polytechnic 
sowie mit der Rijksuniversiteit te 
Groningen und dem Ubbo-Emmius-
Institut für Lehrerausbildung in 
Leeuwarden und Groningen. Im 
Rahmen dieser Austauschprogram­
me studierten im Wintersemester 
1981/82 mehr als 30 englische und 
niederländische Studentinnen und 
Studenten an der Universität Olden­
burg. 

Offizieller Eröffnungstermin 15. Oktober 

Pünktlich /um Wintersemester 1982 wird der neue Zentralbereich mit Mensa, 
Bibliothek und Schwimmbad sowie weiteren großzügigen Sportanlagen fertigge­
stellt sein. Der offizielle Eröffnungstermin steht auch fest: 15. Oktober 1982. 
Bereits im Juni beginnt der Umzug des BIS in die neuen Räume. Unser Bild zeigt 
den Zentralbereich von der Ilaarenniederung aus. Foto: Ruether 

Keine Verfügungssperre 
Die Universität sieht keinen Anlaß, 
„eine Verfügungssperre über das Ver­
mögen der Studentenschaft der Uni­
versität Oldenburg zu verhängen". 
Mit dieser Ablehnung reagierte sie 
auf ein Schreiben des Oldenburger 
CDU-Landtagsabgeordneten Josef 
Dierkes, der dem Vizepräsidenten 
der Universität, Professor Dr. Hans-
Dietrich Raapke, einen solchen Rat 
gegeben hatte. Dierkes hatte eine 
Presseerklärung des Allgemeinen 
Studentenausschusses (AStA) so in­
terpretiert, daß dieses Organ der Ver­
faßten Studentenschaft einen Ver­
stoß gegen das Niedersächsische 
Hochschulgesetz plane: Um eine ge­
setzwidrige finanzielle Unterstützung 
der Vereinigten Deutschen Studen­
tenschaften zu unterbinden, sollte 

nach seiner Meinung eine Verfü­
gungssperre erlassen werden. 

Die Universität begründete ihre Ab­
lehnung einer Verfügungssperre da­
mit, daß dieses Mittel rechtswidrig 
sei, weil es einen unverhältnismäßi­
gen Eingriff darstelle. Zwar konzidie-
re sie, daß der AStA die Verfügung, 
die VDS in ihrer allgemeinpoliti­
schen Arbeit nicht mehr zu unterstüt­
zen, politisch als „Knebelungsver­
such " ablehne, gleichwohl erwarte sie 
aber, daß der AStA die VDS nur 
noch im Rahmen konkreter Einzel­
projekte fördern werde. 

Der AStA wertete das Verhalten von 
Dierkes in einer Stellungnahme als 
„groben Einmischungsversuch in die 
Angelegenheiten der Universität" 

„...recht verloren in der neuen Umgebung" 
Als Teilnehmerinnen am „Einfüh­
rungskurs für neue Mitarbeiter", der 
vom 22. bis 26. Februar stattfand, 
wollen wir über unsere Erfahrungen 
berichten und zugleich einmal die 
Gelegenheit nutzen, das - von den 
nichtwissenschaftlichen Mitarbeitern 
wenig genutzte - „Uni-Info" in An­
spruch zu nehmen. 

Das Programm des Kurses umfaßte 
Informationen über Aufgaben und 
Organisation der Uni sowie arbeits-
und personalrechtliche Fragen und 
setzte sich aus Referaten und Besich­
tigungen zentraler Einrichtungen -
Zetwa, BIS, Rechenzentrum, Presse­
stelle - zusammen. 
Zu dem Kapitel „Aufgaben und Or­
ganisationsstruktur der Universität" 
hätten wir uns eine detailliertere Vor­
stellung der Aufgaben der verschie­
denen Dezernate und Fachbereichs-
Geschäftsstellen gewünscht. - Wel­
che Arbeit wird dort konkret gelei­
stet? Wie sind die Arbeitsbedingun­
gen? 

Auch die Arbeit der Gremien hätte 
näher beleuchtet werden können 
durch die Behandlung aktueller Dis­
kussionen. Der Besuch einer Senats­
oder Fachbereichsratssitzung hätte 
sicherlich zur Veranschaulichung 
und zum besseren Verständnis beige­
tragen. Bei dem Thema „Arbeitsver­
trag" vermißten wir die Behandlung 
der Frage, wie Tarifverträge zustan­
de kommen bzw. gestaltet sind sowie 
aktuelle Tendenzen bei den Tarifver­
handlungen im Öffentlichen Dienst. 
Das Referat hätte durch konkrete 
Konfiiktfälle, die an der Universität 
vorkommen bzw. vorgekommen 

sind, und weitere Diskussion und be­
stimmte Paragraphen wie z.B. des § 8 
(Allgemeine Pflichten) des BAT ver­
tieft werden können. 
Gefehlt hat uns eine ausführliche 
Darstellung der Geschichte der Uni­
versität, auch als Beispiel der Auswir­
kung bildungspolitischer Entschei­
dungen des Landes und des Bundes 
Besonders gut gefallen hat uns die 
Vorstellung des Projektes „Versor­
gungsstrategien von Arbeiterhaus­
halten", weil es einen Einblick in Pro­
blematik und Bedingungen wissen­
schaftlicher Arbeit vermittelte. Ein 
gelungener Einstieg insofern, als 
konkret mit einem Fragebogen so­
zialwissenschaftliche Methoden aus­
probiert wurden sowie „Sinn und Un­
sinn", Möglichkeiten, Auswirkungen 
und Grenzen wissenschaftlicher For­
schung diskutiert wurden. 
Hierzu haben wir selten Gelegenheit, 
obwohl wir nichtwissenschaftlichen 
Mitarbeiter dazu beitragen, daß die 
Aufgaben von Lehre und Forschung 
erfüllt werden können. 
Entwicklungsstand und Möglichkei­
ten der inneruniversitären Weiterbil­
dung wurden erläutert, wie und auf 
welcher Grundlage kommt ein Pro­
gramm zustande? Wie wird ein Kurs 
geplant? usw. Dies wurde dargestellt 
und anhand einzelner Kurse disku­
tiert. Vermißt haben wir ausführli­
chere Informationen über außeruni­
versitäre Weiterbildungsmöglichkei­
ten und eventuell über die Arbeit des 
Zentrums für wissenschaftliche Wei­
terbildung. 

Am letzten Tag gaben uns Mitglieder 
des Personalrats einen Einblick in ih­
re Arbeit. Sie erläuterten das Perso­

nalvertretungsgesetz und typische 
Schwierigkeiten bei ihrer Tätigkeit, 
zu welchen Problemen sie herangezo­
gen und angesprochen werden oder 
auch nicht. Wir vermißten aber eine 
Strukturicrung der Darstellung, die 
uns als Neulinge den konkreten Auf­
gabenbereich des Pcrsonalrats und 
die Zusammenarbeit von Mitarbei­
tern und ihren gewählten Interessen­
vertretern deutlich gemacht hätte. 
Außerdem möchten wir dazu anre­
gen, daß innerhalb dieses Kurses ein 
Vertreter der Dienststelle erscheint, 
um einen Teil der Anonymität - viele 
kennen weder den Präsidenten noch 
den Kanzler - innerhalb des Hauses 
abzubauen. 
In den informellen Gesprächen, ein 
weiterer Teil unserer Erfahrungen in 
dieser Woche, bestätigte sich die Not­
wendigkeit einer solchen Veranstal­
tung. Die meisten Kollegen haben 
sonst kaum Gelegenheit, über ihren 
unmittelbaren Arbeitsbereich hinaus 
den ..Betrieb" - d.h. andere Einrich­
tungen, Arbeitsplätze, Bedingungen 
und schlicht andere Kollegen - ken­
nenzulernen und sei es nur, daß sie 
wissen, daß Bibliothek und Sportan­
lagen auch den Mitarbeitern zur Be­
nutzung offenstehen. 
Die Einführungskurse sind unseres 
Erachtens allen neuen Mitarbeitern 
zu empfehlen, wozu auch gehört,daß 
die Information über diese Möglich­
keiten die einzelnen Kollegen erreicht 
und die Vorgesetzten und#Mit-Kolle-
gen eine aufgeschlossene Haltungda-
ZU haben. Der Besuch des Einfiih-
rungskurses könnte aber auch für 
„alteingesessene" Mitarbeiter interes­
sant sein. 

Zwischenprüfung: 

Beschäfiigungsprogramm 
fiir Studienreformbürokraten 
Auf Initiative des Kultusministers ist 
es gelungen, die Studien- und Prü­
fungsreform in der Lehrerausbildung 
versuchsweise als Beschäftigungs­
programm für Bürokraten in Mini­
sterien und Hochschulen auszuge­
stalten und dabei gleichzeitig die 
Prüfungskonjunktur kräftig anzu­
heizen. Um das Ergebnis vorwegzu­
nehmen: Der Versuch hat alle Erwar­
tungen übertroffen, die unbefristete 
Fortsetzung scheint gesichert. 
Es ist Mitarbeitern der Universität 
vergönnt gewesen, an einem Teilpro­
gramm mitzuwirken, nämlich der 
Einführung von Zwischenprüfungen 
in den Gymnasial- und Berufsschul-
studiengängen. Der Beschäftigungs­
effekt war außerordentlich, wie aus 
folgendem Bericht ersichtlich werden 
wird. 

Mitte letzten Jahres schreibt der 
Wissenschaftsminister nach Olden­
burg. die Universität solle ihm bis 
Mitte November eine Zwischenprü­
fungsordnung vorlegen. Die gemein­
same Kommission für Lehrerausbil­
dung (GKL) macht sich auch sofort 
ans Werk. Sie hat zwar etwas gegen 
Zwischenprüfungen, aber einem 
Wunsch des Ministers kann man halt 
nicht widerstehen. Die Studienre-
formkommissionen des Landes ha­
ben auch kräftig Vorarbeit geleistet 
und sind im September schon bis zum 
dritten Vorentwurf einer Musterprü­
fungsordnung gediehen. Diesen Vor­
entwurf nimmt sich die GKL vor, ver­
ändert und ergänzt ihn, zeigt ihn den 
Fachbereichen zu Anfang des Win­
tersemesters. 
Die vom Wissenschaftsminister ge­
setzte Frist naht, die gemeinsame 
Kommission will die Zwischenprü­
fungsordnung notgedrungen verab­
schieden, da verkündet der Wissen­
schaftsminister, daß die Hochschu­
len die Ordnung erst Mitte Februar 
vorzulegen brauchen. Und damit es 
leichter fällt, gibt er ihnen einen Mu­
sterentwurf auf den Weg, natürlich 
einen anderen als die Studienrcform-
kommissionen, aber nicht schlechter 
und nicht besser, nur dicker. Die Ter­
minverschiebung ist zwar ein Verse­
hen des Ministers, doch nachträglich 
erfährt der Lapsus eine Legitima­
tion, weil auch der Minister noch 
nicht weiß, wer in der Hochschule die 
Ordnung beschließen darf. Die Juri­
sten machen sich an die Klärung, sind 
kreativ und werden fündig im Über­
maß. Das erste Ergebnis: Der Senat 
soll die GKL beauftragen. Eine Se-
natsvorlage wird angefertigt. Das 
zweite Ergebnis: Nicht der Senat, 
sondern die Fachbereiche haben die 
GKL zu beauftragen. Die Senatsvor­
lage wird eingestampft, eine Fachbe­
reichsvorlage wird formuliert: Und 
die meisten Fachbereiche spielen mit, 
die GKL hat den Auftrag. Doch 
schon gibt es ein neues Ergebnis: Die 
Fachbereiche sollen nicht die GKL 
beauftragen, sondern eine besondere 
Kommission dafür wählen. Aber das 
Spiel macht keinen Spaß mehr, die 
Universität beläßt es bei der Kompe­

tenz der GKL. die nun weiter arbeitet 
und sich gegenüber den immer neuen 
Initiativen taubstellt: Der Minister 
erläßt eine neue Musterzwischenprü­
fungsordnung, die wieder etwas um­
fangreicher ist; die Studienreform-
kommiss'tonen beraten weitere neue 
Vorentwürfe zu anderen Musterzwi­
schenprüfungsordnungen: der Mini­
ster macht einen zaghaften Vorstoß 
zur Vereinheitlichung der vielen Mu-
sterzwischenprüfungsordnungen; der 
Minister plant eine Novellierung des 
NHG zur Klärung der Zuständigkeit 
für die Zwischenprüfungsordnungen. 
Unbehelligt davon verabschiedet die 
GKL schließlich ihre Zwischenprü­

fungsordnung nur zwei Tage nach der 
Frist und unabhängig davon ein 
Fachbereichsrat eine Gegenzwi­
schenprüfungsordnung. Der Minister 
meint nun, die GKL dürfe das doch -
aber mit Erlaubnis des Senats. 
Die Akte und der Akt scheint damit 
abgeschlossen. Aber Irrtum. DieStu-
dienreformkommissionen melden 
sich, sie hätten jetzt ihre Musterzwi­
schenprüfungsordnung verabschie­
det, sie unterscheide sich zwar von 
der Musterzwischenprüfungsord­
nung des Ministers, aber sie sollte 
berücksichtigt werden; im übrigen 
sollten die Fachbereiche die GKL be­
auftragen. Der Minister schreibt an 
alle Hochschulen, sie sollten ihre 
Ordnungen gefälligst bis Mitte Mai 
19H2 vorlegen. Der Minister schreibt 
noch einmal nach Oldenburg, die 
Ordnung läge jetzt vor. dies und das 
sei ganz schön, dies und das sei zu 
bemängeln, dies und das sei von der 
Universität zu ändern, und zwar 
hopp, hopp, hopp bis Mitte April. 
sonst.... Dazu noch ein Anruf daß 
auch dieses und jenes zu bemängeln 
sei. auch wenn der Minister das an­
ders vorgeschlagen hätte, schließlich 
könne man seine Meinung ja auch 
ändern. Die Universität ist wieder im 
Geschäft. Ein neuer Ordner wird 
angelegt. 

Aber die Träume gehen schon weiter: 
Bisher war das nur ein Vorspiel, es 
ging ja nur um eine vorläufige Zwi­
schenprüfungsordnung, der natürlich 
eine (vorläufig) endgültige Zwi­
schenprüfungsordnung folgen soll. 
wahrschein/ich schon in ein. zwei 
Jahren. Dann soll nämlich die (vor­
läufig) endgültige Studienreform zu 
ihrem Recht kommen, und dabei dür­
fen wir die endgültige Muster­
zwischenprüfungsordnung und die 
endgültigen Studienr eforme mpfeh-
lungen mit den endgültigen Muster­
studienordnungen unter Berücksich­
tigung der geänderten Lehrerprü­
fungsordnungen mit den endgültig zu 
Tode reformierten Studieninhalten 
und den aufgeblaseneren Studienreg­
lementierungen unter Einschluß des 
ganzen Muffs von tausend Jahren 
und der Technokratie von zehn Jah­
ren verarbeiten. Damit es Spaß 
macht, wird der Minister auch dies­
mal für ein paar zusätzliche Schlen-
ker gut sein.... 

Hans-Jürgen Otto 

Wir haben gesehen, daß die Informa­
tionslücken über den „Betrieb Uni­
versität" sehr groß sind und wir neu­
en Mitarbeiter recht verloren in der 
neuen Umgebung stehen. Dieses 
Manko könnte zum Teil auch da­
durch behoben werden, daß sich älte­
re Kollegen, die sich gut auskennen, 

mehr um „die Neuen" kümmern -
und das nicht nur im eigenen Bereich 
- und zum Fragen ermutern, wenn 
Unklarheiten auftauchen. 

Birte Plutat, Anja Lausch, Ilse Frah-
mann, Anna Meyer, Ingrid Kosch-
nieder. 

Licht 
(Chrom) 
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Informationen 
zur Z-Prüfung 
Am 24. April findet um 14.00 im 
Hörsaal B der Universität eine Infor­
mationsveranstaltung zur „Zulas­
sungsprüfung zum Hochschulstu­
dium ohne Reifezeugnis" statt. Ver­
anstalter sind der Studentische Ar­
beitskreis Z-Prüfung, die Studienbe­
ratung und das Zentrum für wissen­
schaftliche Weiterbildung (ZWW). 

Autor für das 
Schulfernsehen 
Im WDR-Schulfernsehen werden ge­
genwärtig zwei Schulfernsehreihen 
für den Arbeits- und Wirtschaftsleh­
reunterricht gesendet, für die Prof. 
Dr. H. Kaminski von der Universität 
Oldenburg - er vertritt hier den Stu­
diengang Arbeit/Wirtschaft - und 
sein Kollege Prof. Dr. F J . Kaiser 
(Universität Paderborn) die Drehbü­
cher und die Kontextmaterialien 
(Lehrer- und Schülerinformationen) 
geschrieben haben. 
Es handelt sich einmal um die sech­
steilige (ä 15 Min.) Schulfernsehreihe 
„Ent Scheidungsprozesse im Haus­
halt", in der Bestimmungsgründe des 
Konsumverhaltens untersucht wer­
den und um die fünfteilige (ä 30 Min.) 
Schulfernsehreihe „Der regionale 
Wirtschaftsraum". In dieser Sende­
reihe werden für Schüler des 9. und 
10. Schuljahres regionalökonomi­
sche Fragestellungen am Beispiel des 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen 
entwickelt. 

Die beiden Autoren, deren Schul-
fernsehsendungen schon mehrfach 
ausgezeichnet wurden, bereiten ge­
genwärtig eine neue vierteilige Schul­
fernsehreihe für Schüler des 9. und 
10. Schuljahres vor. Diese setzt sich 
mit Problemen des Arbeitnehmers im 
Betrieb auseinander und wird vom 
WDR 1983 gesendet. 

Haarenfeld wird 
Einbahnstraße 
Die Straße Haarenfeld, Zubringer 
zur Parkpalette der Universität, 
wurde von der Stadtverwaltung 
für etwa sechs Monate wegen um­
fassender Straßenbauarbeiten zur 
Einbahnstraße erklärt. Die Zu­
fahrt wird für diese Zeit nur aus 
der Richtung Quellenweg/Blo-
herfeldcr Straße möglich sein. Die 
Abfahrt vom Gelände der Hoch­
schule erfolgt in Richtung Am­
merländer Heerstraße. Von der 
Verwaltung wird im Baustellenbe­
reich um besondere Vorsicht ge­
beten, da es sich um eine „unech­
te" Einbahnstraße handelt, da 
Radfahrer die Straße auch entge­
gen der vorgeschriebenen Fahrt­
richtung passieren dürfen. 

Personalien • Personalien • Personalien 

Pflichtplätze für 
Schwerbeschädigte 
Im Geschäftsbereich des niedersäch­
sischen Ministers für Wissenschaft 
und Kunst sind 4,76 Prozent der Be­
schäftigten Schwerbeschädigte; die 
sogenannte Pflichtplatzquote beträgt 
sechs Prozent. Besonders im Hin­
blick auf die weiter ansteigende Zahl 
arbeitsloser Schwerbehinderter 

nennt der Minister daher die Diffe­
renz „immer noch, unbefriedigend'. 

Ausschreibung 
Im Fachbereich Biologie ist dem­
nächst eineaufvier(fünf) Jahre befri­
stete BAT Ila-Stelle „Didaktik der 
Biologie" Kennziffer FB 7-56/15 
wieder zu besetzen. Lehrer können 
bei Übernahme der Stelle aus dem 
Schuldienst beurlaubt werden. Be­
werbungen sind bis zum 10. April 
1982 unter Angabe der Kennziffer an 
den Dekan des FB Biologie zu rich­
ten. 

Dr. Klaus Beck (40) wurde zum Pro­
fessor für „Berufs- und Wirtschafts­
pädagogik mit dem Schwerpunkt 
Theorie der berutlichen Bildung" er­
nannt. Beck studierte nach Abschluß 
einer kaufmännischen Lehre Wirt-
schaftspädagogik an den Universitä­
ten Mannheim und Berlin. Im An­
schluß an das Referendariat für Leh­
rer an berufsbildenden Schulen war 
er im Fach Erziehungswissenschaft 
an der Mannheimer Universität tätig. 
Arbeitsschwerpunkte sind neben der 
BerufsbÜdungstheoric (Dissertation: 
„Bedingungsfaktoren der Berufsent­
scheidung", Bad Heilbrunn 1976) Di­
daktik, Unterrichtsforschung und 
Wissenschaftstheorie der Sozialwis­
senschaften. 

Dr. Detlef lloffmann (41) wurde auf 
die Professorenstelle Bildende Kunst 
berufen. Zuletzt war er als Professor 
für Kunstgeschichte an der Fach­
hochschule Hamburg tätig. Nach 
dem Studium der Kunstgeschichte, 
Archäologie und christlichen Ar­
chäologie promovierte er über Re-
thcls Karlfresken in Aachen. Danach 
beschäftigte er sich als Stipendiat der 
DFG mit der Kulturgeschichte der 
Spielkarten und ist seit 1973 im Ne­
benamt Leiter des Deutschen Spiel­
karten-Museums in Leinfelden-Ech­
terdingen. Von 1971 bis 1981 war er 
als Mitarbeiter am Historischen Mu­
seum Frankfurt, zuletzt als Kustos, 
angestellt und war für die Abteilung 
Grafik, Medien und Spielzeug sowie 
für das Film-Museum verantwort­
lich. Hoffmann war an der viel disku­
tierten museumsdidaktischen Neu-
kon/eption dieses Hauses und an 
vielen weithin beachteten Ausstellun­
gen beteiligt. 

Prof.Dr.Dr.habil. Wolfgang Ströbele, 
bisher Akademischer Rat im Fachbe­
reich Wirtschaftswissenschaften der 
Universität Hannover, wurde zum 
Professor für Volkswirtschaftslehre 
(Wirtschaftstheorie) ernannt. Strö­

bele studierte Mathematik und 
Volkswirtschaftslehre in Hannover, 
Stockholm und Göttingen. Nach 
dem Mathematik-Diplom im April 
1972 arbeitete er an der Universität 
Hannover. Seine Dissertation be­
schäftigte sich mit einem Wachs-
tumssimulalionsmodell. das er im 
Rahmen der Mesarovic-Peslel-Studie 
„Menschheit am Wendepunkt" (2. 
Bericht an den Club of Rome) ent­
wickelte. Die zahlreichen Veröffent­
lichungen haben die Themenschwer-
punkte Inflation und Makroökono­
mie, Energiepolitik und Theorie na­
türlicher Ressourcen. Ströbele ist 
Mitbegründer und auch künftig 
freier Mitarbeiter im Institut für An­
gewandte Systemforschung und 
Prognose (ISP). 

Dr. Gerd Höpken, Dr. Gert Reich und 
Prof. Hartmut Seilin nahmen in Han­
nover im Rahmen der „didaeta 82" 
am Kongreß für Arbeitslehre mit 
mehreren Beiträgen teil. 

Prof.Dr. Ulrich Mees, Psychologe im 
Fachbereich 5, fährt auf Einladung 
mehrerer Universitäten zu einem 
zehn wöchigen Forschungsaufenthalt 
nach Kalifornien; u.a. soll in San 
Diego ein in Oldenburg begonnenes 
Forschungsprojekt über „Lebens­
spannen-Rhythmen" zu Ende geführt 
werden. 

Prof. Dr. Karl-Heinz Naßmacher, 
Fachbereich 3, nimmt vom 16. Mär/ 
bis 30. Juni 1982 eine Gastprofessur 
an der Universität Salzburg wahr. 

Akash N. Patwari, Mitarbeiter im Re­
gional Research Center Hyderabad 
(Indien) arbeitet als Stipendiat des 
DAAD über Dreiphasen-Wirbel­
schichtreaktoren bei Prof.Dr. W.-D. 
Deckwer im Fachbereich 9(Chemie). 

Professor Dr. Heinrich Schmidt, 
Hochschullehrer für Sozialgeschich­
te des Mittelalters im Fachbereich 3, 
wurde von der Oldenburgischen 

Landschaft mit der „Ehrengabe 
1982" ausgezeichnet. Schmidt wurde 
die Ehrung angesichts seiner Ver­
dienste um die Erforschung und Dar­
stellung der Landesgeschichte zuteil. 

Dr. Peter Viebahn, Akademischer 
Oberrat im Fachbereich 5, wurde für 
den Bereich Pädagogische Psycholo­
gie die venia legendi im Rahmen eines 
Habilitationsverfahrens erteilt. 

Einstellungen als 
wissenschaftliche Angestellte 
Karl Bockelmann im Forschungsvor­
haben „Neue grenzüberschreitende 
Strategien zur Überwindung von 
Wachstums- und Beschäftigungs­
schwächen in peripheren Regionen" 
(Prof. Dr. Freytag/Dr. J. Windel­
berg, Fachbereich 3) 
Athanasios Lipowatz im Pilotprojekt 
„Amtliche Statistik in marktwirt­
schaftlich organisierten lndustriege-
sellschaften" (Dr. H.P. Litz,FB4)als 
externer Mitarbeiter 
Cornelis Teeling als Lehrkraft für 
Schlagzeug im Fachbereich 2 

Zu Akademischen Räten 
ernannt wurden: 
Dr. Hilke Günther-Arndt, bisher wis­
senschaftliche Assistentin im Fach­
bereich 3, 

Dr. Rüdiger Meyenberg, bisher wis­
senschaftlicher Assistent im Fachbe­
reich 3. 

Einstellungen im 
Dienstleistungsbereich 
Ingrid Hettmann als Angestellte im 
Dezernat 1.2 
Dietgard Weber als Angestellte im 
Fachbereich 5 

Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses 
Carsten Bock als Aushilfsgärtner im 
Botanischen Garten. 
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